
 

Erläuterungen zur Verordnung der E-Control, mit der die 
Clearinggebühr für die Erfüllung der Aufgaben eines 

Bilanzgruppenkoordinators festgesetzt wird (Clearinggebühr-
Verordnung) 

 

 

Die Clearinggebühr-Verordnung 2001 wurde mehrmals, zuletzt im Dezember 2010, 

novelliert. Die gesetzliche Grundlage für die Verordnung selbst (§ 12 des Bundesgesetzes, 

mit dem die Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der 

Verrechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung für die Ausgleichsenergie geregelt 

werden (VerrechnungsstellenG), Art 9 EnergieliberalisierungsG, BGBl I Nr 121/2000) hat 

sich nicht geändert. Die Änderungen im rechtlichen Umfeld (ElWOG 2010 und die neue 

Behördenstruktur durch das E-ControlG - BGBl. I Nr. 110/2010 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 51/2012) wurden zum Anlass genommen, aus Gründen der 

Übersichtlichkeit die gesamte Verordnung neu zu erlassen. Inhaltlich fanden gegenüber der 

früheren Fassung keine Änderungen statt. 

 

Die von den Verrechnungsstellen verrechneten Clearingentgelte sind seit der Aufnahme der 

Tätigkeit im Oktober 2001 wiederholt geprüft und angepasst worden. Im Zuge des 

Tarifprüfungsverfahrens 2010 wurde anhand eines neu etablierten Modells der Kostenpfad 

fortgeschrieben. Prüfungsgegenstand im Tarifprüfungsverfahren 2012 war die Kostenbasis 

2011, die Feststellung von aufzurollenden Plan-Ist-Abweichungen und eine Berücksichtigung 

außerordentlicher Effekte unter Zugrundelegung des im Jahr 2010 neu eingeführten Modells. 

 

Zielsetzung des Verfahrens war unter anderem die Aktualisierung des Clearingentgelts unter 

Berücksichtigung von sich verändernden Parametern, wie Mengenentwicklung, 

Kostensteigerungen/Inflation, Zinsentwicklungen sowie die Berücksichtigung zusätzlicher 

Aufgaben, die von den Verrechnungsstellen durch die Änderungen im rechtlichen Umfeld 

übernommen werden müssen. 

Für die Prognose der Mengenentwicklung wurde auf die letztverfügbaren Mengenwerte 

zurückgegriffen. 

Als zusätzliche Aufgaben haben ab dem Jahr 2013 die neuen gesetzlichen Vorgaben 

(insbesondere § 76 Abs 3 ElWOG 2010) im Zusammenhang mit dem Betrieb der 

Wechselplattform Einfluss auf die Kosten der Verrechnungsstellen. Durch vorbereitende 

Aktivitäten, wie z.B. die Implementierung der Wechselplattform, kommen entsprechende 

Kosteneffekte auch bereits im Jahr 2012 zum Tragen. Diese Veränderung der gesetzlichen 



 

Vorgaben bedingt eine Erhöhung des Clearingentgeltes für Verbrauchsmengen ab dem Jahr 

2013. 

Die geänderten Entgelte treten für Abrechnungszeiträume ab dem 1. Jänner 2013 in Kraft. 

Da die Clearingstelle gelegentlich auf Antrag von Marktteilnehmern Nachverrechnungen 

bereits abgeschlossener Zeiträume vornimmt und das obligatorische Zweite Clearing erst 14 

Monate nach Abschluss der jeweiligen Periode stattfindet, wurde klargestellt, dass in diesen 

Fällen, das heißt für Perioden vor dem Stichtag, weiterhin die alte Verordnung mit den alten 

Tarifansätzen zur Anwendung kommen. 

 


